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Amtlicher Teil .
Die Gewäbrung einer VetckaSungsbeibllke

** Der Haushaltsausschuß des badischen Landtages hat in
seiner Sitzung am Samstag vormittag auf Grund einer Ver¬
einbarung zwischen den in tzer Regierung vertretenen Par »
teien beschlossen, wegen Auszahlung einer einmaligen Be-
schafsungsbeihilfe an Beamte , Lehrer, Arbeiter , Ruhegehalts -
empsänger usw. dem Landtage für die am nächsten Mittwoch
ftattfindende Sitzung den folgenden Antrag zu unterbreiten :

ES sollen erhalten
Ortsgruppe Verheiratete Kinder Ledige

I 500 200 300
II 4M 200 2M

III 300 150 150
IV 2M 150 IM

Aushebung vadlklDer Getandts<Datten .
* * Das Staatsministerium hat unterm 16 . d. Mts . be-

schloffen, die badische Gesandtschaft für Bahern und Wärt ,
temberg in München mit Wirkung! vom 1. Januar 1920ab , aufzuheben.

Versorgung mit sDottobtt .
** Wie schon wiederholt mitgeteilt wurde , sind die Anfor¬derungen an Mostobst derart ungeheuerliche, daß es selbstunter Zuhilfenahme von ausländischem Obst nicht mög¬lich ist, den angemeldeten Bedarf in vollem Umfange zudecken. In welch außerordentlicher Höhe die einzelnen Be¬

stellungen gemacht wurden , kann daraus ersehen werden, daßz Zt . eine Gemeinde von etwa 3000 Einwohnern 82 Wagen ,« ne Fabrik mit 65 Arbeitern 6 Wagen , eine Vereinigung von8 Personen 200 Zentner Mostobst bestellt haben . Von den« »gegangenen Bestellungen entfallen u. a. auf die
Gemeinden 1960 Wagen ,Landw . Verbände 1500 Wagens
Fabriken und Arbeiterorganisationen 740 Wagen ,Eisenbahner 600 Wagen ,Keltereien 920 Wagen Mostobst

Diese Anforderungen sind bereits gegenüber ihrer ur¬
sprünglichen Höhe herabgesetzt, soweit seitens der Bestellerneben der Bestellung bei der Badischen Obstverwertungsgesell¬
schaft eine verotdnungswidrige Beschaffung verursacht wordenwar . Es ist ohne weiteres klar, daß zufolge dieser übertrie¬benen Anforderungen Schwierigkeiten in der Mostobstversor¬gung erwachsen . Wenn im Jahre 1917 bei einer ebenso reich¬lichen Ernte wie im laufenden Jahre nur 1500 WagenMostobst von der öffentlichen Bewirtschaftung erfaßt wurden ,die allerdings damals hauptsächlich den Marmeladefabrikenzugeführt werden mußten , so können die Bestellungen , die sichim laufenden Jahre auf über 8000 Wagen belaufen , na¬türlich nur zu einem Bruchteil befriedigt werden . Bis zum28 . Oktober 1919 sind von der Obstverwertungsgesellschaft18 388 Zentner ( ca. 100 Wagen ) Mostobst erfaßt und abgelie¬fert worden. Infolge der scharfen von der Regierung ange¬ordneten Maßnahmen wird es wohl möglich sein, noch wei¬tere größere Mengen zur Verfügung zu stellen, und ebensoWerden voraussichtlich aus dem Auslande erhebliche MengenObst eingeführt werden, so daß die Anforderungen zu einemTeil befriedigt werden können. In anderen Staaten , z. B.Württemberg und Hohenzollern, in denen die Nachfrage nachMostobst ebenso stürmisch ist, haben sich ähnliche Schwierig¬keiten ergeben.

Seit dem Eingreifen der Regierung hat die Obstverwer¬tungsgesellschaft ungefähr 160 000 Zentner Äpfel und 24 MO
Zentner Birnen in Baden abgesetzt . Dagegen wurden zur Zeitdes freien Handels und nach seiner Einschränkung bis zum28 September 1919 nur 62 OM Zentner Frühäpfel und Früh¬herbstäpfel und 2000 Zentner Frühbirnen und Frühherbstbir¬nen nach Außerbaden abgeliefert .

Die Verpflichtung Badens , nach anderen deutschen StaatenObst zu liefern , steht außer Frage , da Baden von außerhalbmit Kohle, Getreide, Kartoffeln und anderen Bedarfsgegen¬ständen beliefert wird.

Ikoblennot und Lilenbabnen .
. » Die badischen Staatseisenbahnen find zurzeit nur nochfür etiva acht Tage mit Kohlen versorgt . Die täglichen Zu¬fuhren decken häufig nicht einmal den Tagesbedarf , sodaß es unmöglich ist, einen auch nur bescheidenen Vorrakfür die Zeiten anzusammeln , in denen die Zufuhr etwa we .« n Frost oder Niederwaffer auf dem Rhein völlig stockt. Derverbrauch kann vorerst nicht weiter eingeschränkt werden , weilder Güterverkehr jetzt unter allen Umständen wegen derVersorgung des Landes mit Kohle, Kartoffeln und Obst indollem Umfang aufrecht erhalten werden muß . Mas durch denAusfall der Personenzüge an den Sonn - und Feiertagen unddurch die Aufhebung einiger Personen , und Schnellzüge anWerftagen an Kohlen erspart wird, wird für weitere Güterzügewieder verbraucht. Wenn durch früh einsetzende Kälte die Koh-lenzufuhr auf dem Rhein behindert wird, kann eine Unter¬brechung des Verkehrs in größerem Umfangnicht vermieden werden, da auf dem Landweg nicht ge-nügend Kohlen befördert werden können.

Mit einer Beilage :

G Die deutsche Diplomatie vor
dem Tlntertuchungsaustchuh.
Die bisherigen Sitzungen des Untersuchungs¬

ausschusses , die ausgefüllt waren durch die Verneh¬
mung unseres früheren Botschafters in Washington , des
Grafen Bernstorff , haben uns in drei wichtigen
Punkten bereits Aufschlüsse verschafft, an denen der Po¬
litiker und der Historiker nicht Vorbeigehen kann . Manche
andere Aussage und Mitteilung des Grafen Bernstorffwird wohl durch die Vernehmung anderer Staatsmän¬
ner noch ergänzt bezw. modifiziert werden . Es wäre
sonach übereilt , annehmen zu wollen , daß nun die Ver¬
nehmung des Botschafters ein völlig klares Bild über
die allgemeinen Vorgänge , soweit sie mit unserer ame¬
rikanischen Politik im Zusammenhang standen , ergxben
hätte . Aber wie gesagt , in drei bedeutsamen
Punkten hat die Vernehmung des Grafen Bernstorff
abschließende Ergebnisse gezeitigt .

Erstens : Mag die Haltung desPräsidentenWil -
son , als einmal der Krieg zwischen Amerika und uns
ausgebrochen war , und späterhin , als es zu den Waffen¬
stillstands - und Friedensverhandlungen kam, recht eigen¬
tümlich und schwankend gewesen sein , so steht doch das
eine fest, daß Wilson bis zu dem Tage , an dem der un¬
beschränkte U -Bootkrieg proklamiert wurde , ehrlich
und sorgfältig bestrebt gewesen ist , einen
Frieden herbeizuführen , der uns keine Opfer
an Land und keine Kriegsentschädigung zugemutet hätte .
Wir sollten zwar Gebiete mit zweifellos polnischer Mehr -
heit an das wiederhergestellte Polen abtreten , dafür
aber durch andere Gebietszuweisungen entschädigt wer¬
den . Ferner wurde als selbstverständlich vorausgesetzt ,
daß wir Belgiens Selbständigkeit in vollem Umfangewieder Herstellen würden , das heißt unter Wiedergutma¬
chung des während des Krieges in Belgien angerichteten
Schadens . Nach der übereinstimmenden Auffassung des
Präsidenten Wilson , des Obersten House und des Gra¬
fen Bernstorff sind die ernsten Friedensbemühun¬
gen Wilsons keinswegs aussichtslos gewesen .
Daß sie nicht zum Ziele führten , lag an der ungeschicktenund ziellosen Politik der Berliner Regierung .

Zweitens : Die impulsive , d. h . letzten Endes unüber¬
legte und gefährliche Art, wie Kaiser Wilhelm II .
Politik zu treiben pflegte , ist durch die Verlesung eines
Telegrammes , das Staatssekretär Zimmermann am 16.
Januar 1917 an den Botschafter richtete, in einer für das
alte System überaus markanten Weise beleuchtet wor¬
den . Obwohl Wilson unser unter dem 12. Dezember1916 ergangenes öffentliches Friedensangebot als eine
nicht sehr glückliche Durchkreuzung seiner eigenen Be¬
mühungen auffaßte , hat er doch nach wie vor diese Be -
mühungen selbst keineswegs aufgegeben , sondern in aller
Form fortgesetzt. Und da ist nun am 16. Januar 1917
folgendes Telegramm von Berlin aus an den Botschafter
abgesandt worden : „Seine Majestät lassen Ew . Exzellenz
für die Auskunft danken. Zu dem Telegramm bemerkt
Seine Majestät , daß allerhöchst derselbe gar keinen
Wert auf Wilsons Friedensvermittelung
legen . Falls der Bruch mit Amerika unvermeidlich ist,ist es nicht zu ändern . Es wird vorgegangen ! "
Dieses Telegramm spricht Bände und enthüllt unseremVolke gewisse Unglaublichkeiten unserer Politik , deren
Zusammenhänge uns früher schleierhaft geblieben sind.Drittens : Die Vernehmung des Grafen Bernstorff hat
ferner ergeben , daß schon im Winter 1916/17 die Mili¬
tärpartei , das heißt also Ludendorff , die deut¬
sche Politik sowohl amtlich , wie auch hin¬
tenherum durch die öffentliche Meinungin maßgebender Weise beeinflußte und
bestimmte . Graf Bernstorff hat nach seiner Rück -
kehr aus Amerika am 4 . Mai eine Unterredungmit General Ludendorff gehabt . Dem Generalwar die ganze, den Frieden vermittelnde Tätigkeit des
Botschafters natürlich unerwünscht und unsympathisch .>Verlaufen ist die Unterredung nach der Angabe des Gra¬
fen Bernstorff folgendermaßen : „General Ludendorff
empfing mich mit den Worten : „ Sie wollten in Ame¬
rika den Frieden nmchen . Sie dachten wohl , wir wären
zu Ende ? " Darauf habe ich erwidert : „Nein , ich glaubtenicht, daß wir schon zu Ende find, aber ich wollte den
Frieden machen bevor wir zu Ende sein werden .

"
Darauf hat mir General Ludendvrff gesagt : „ Ja ,
1. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des

aber wir wollten nicht . Wir werden jetzt durchden U -Bootkri 'eg die Sache in ! drei Monaten
beenden ." Darauf habe ich gesagt, ob er sicher wäre ,den Krieg in drei Monaten beenden zu können. Er haterwidert , er hätte lvenige Stunden vorher ganz be¬
stimmte Nachrichten bekommen, daß England unter kei¬
nen Umständen den Krieg länger als drei Monate aus -
halten könne , aus Mangel an Lebensmitteln . General
Ludendorff fragte mich dann , wann Amerika nach mei¬
ner Ansicht mit ernsthaften Streitkrästen in Europa er¬
scheinen könnte . Ich antwortete , daß das nach einem
Jahr der Fall sein würde . Wenn er mit dem U -Boot -
krieg den Weltkrieg beenden zu können glaube , müsse es
vorher geschehen. Darauf antwortete General Luden¬
dorff : „Ein Jahr brauchen wir nicht . Wir
werden mit dem uneingeschränkten U -Bootkrieg vorher
fertig werden ." Hier haben wir die Ludendorffsche Gei¬
stesverfassung Lies Hasards und des Optimismus in ihrerReinkultur . Es erübrigt sich , auseinanderzusetzen , wie
sehr doch dis Taffachen diesem verhängnisvollen Opti¬mismus Unrecht gegeben haben, und zu schildern, mit
welcher unerhörten Verblendung die Militärpartei ein -
schließlich jener Admirale , die mit ein paar U -Booten
England in drei Monaten „auf die Knie zwingen woll¬
ten "

, ihre Politik geführt hat . Das deutsche Volk hatdie leichtfertige Bombastik seiner militärischen Führer
jedenfalls teuer genug zu bezahlen gehabt.

Auch sonst hat die Vernehmung des Grasen Bernstorffallerlei interessante Schlaglichter auf die Organisaffonund den Betrieb unseres auswärtigen Dienstes
geworfen . Daß dieser Dienst dringend der Reform be¬
durfte , war allerdings schon vor dem Kriege bekannt.Niemals aber hat man daran gedacht , mit dieser Reformauch wirklich Ernst zu machen . Das neue System hatdie Aufgabe , hier grundlegenden Wandel zu schaffen.Und wir begrüßen deshalb die Ausführungen , die dev
Reichsminister des Auswärtigen , Her¬mann Müller , vorgestern in der Nationalversamm¬
lung gemacht hat , mit besonderem Danke. Wenn der
auswärtige Dienst nach den Grundsätzen, die der Reichs -
minister mitteflte , reorganisiert werden wird , werden
derartige Tollheiten , wie sie unter dem alten System
möglich waren , nicht mehr Vorkommen können. Mitallem Nachdruck möchten wir die Bemerkung des Reichs¬
ministers unterstreichen, man werde noch mehr Mittel
für den auswärtigen Dienst anfordern müssen, um es
zu ermöglichen , daß auch Angehörige weniger
wohlhabender Kreise in unserem Außendienst
tätig sein können . Die Anforderung solcher Mittel fällte
nicht gar zu sehr hinausgeschoben werden!

Die Lage der beirnge ^ckrten
Livilgekangenen.

Aus Berlin wird uns geschrieben :
Wiederholt haben in der Tagespresse Äußerungen ehemali¬ger Zivilgefangener über ihre bedauernswerte Lage Aufnahmegefunden und Gelegenheit zu Erörterungen gegeben , die eindurchaus falsches Bild von der amtlichen Fürsorgetätigkeit c nt .stehen laßen . In den meisten Fällen wird behauptet, daß diehcimgekehrten Kriegsgefangenen bester gestellt seien als die

Zivilgefangenen , müd man knüpft daran die Forderung , eine
Gleichstellung aller heimgekehrten Gefangenen anzuerkennen .Es liegt nahe , einen solchen Vergleich zu ziehen, aber eine ge¬rechte Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse ist nur mög.
lich, wenn man von richtigen Voraussetzungen zu richtigen Fol-
gerungen gelangt .

Einheitliche Maßnahmen in der Fürsorge für ehemaligeKriegsgefangene zu treffen , ist deshalb leichter gewesen, weilbei dieser Kategorie von Gefangenen einerseits die Z ustäri¬tz i g k e i t des Reiches begründet war, so daß eine gleich,mäßige Behandlung aller in Betracht kommenden Heimkeh .renden stattfinden konnte , und weil andererseits die Wirtschaft ,liche Lage dieser Hilfsbedürftigen fast durchAveg die gleich ist.Im Gegensätze dazu ist die Ausübung der Fürsorge für ehe¬malige Zivilgefangene in der praktischen Durchführung er .schwert. Es handelt sich hier um eint Unzahl verschieden ge.arteter Fälle , die einzeln geprüft werden müssen und auch de«Grad der Hilfsbedürftigkeit ist sehr ungleich je nach der frühe¬ren sozialen Stellung und nach den Umständen, die der Zu¬rückgekehrte für seine Person in der Heimat vorgefunden hat ,Dazu kommt als wesentlicher Faktor eine Tatsache , die in wei¬ten Kreisen unbekannt -zu sein scheint, nämlich daß nach den»geltenden grundlegenden Bestimmungen zur Fürsorge für d«
hcimgekehrten Zivilgefangcnen nicht das Reich verpflichtet ist,sondern daß die Gewährung der erforderlichen Unterstützung« !zu den Ausgaben d er Einzel st aasten gehört. Dies!grundsätzliche Regelung besteht seit dem 1. November 1917,und die von den Landesregierungen entsprechend getroffenem,

Badischen Landtags.



Vorkehrungen sollen bei ordnungs - und sachgemäßer Durch.
Führung der ergangenen Anweisungen eine unmittelbare Tä¬
tigkeit der Reichsbehörden nicht nur erübrigen , sondern sie
schließen das Eingreifen der Reichsregierung in dieser Be.
Giehung aus . Wenn daher immer häufiger Beschwerden laut
werden, daß kein « Reichsmittel zur Unterstützung der
hilfsbedürftigen Zivilgefangenen in der Heimat bewilligt sind,
so darf durchaus nicht, wie eS tatsächlich geschieht , geschloffen
werden, daß für diese Gefangenen überhaupt nichts getan
Wird und sie auf die freiwilligen Leistungen privater Fürsorge ,
organisatoinen oder auf Almosen angewiesen bleiben. Es mutz
tm Gegenteil darauf hingewiesen Werden , datz innerhalb
- er Einzelstaaten umfassende Vorkehrungen
« troffen find , auch den heimgekehrten Zivilgefangenen jede er .
widerliche Hilfe zu gewähren und ihnen bei der Eingliederung
ft> das wirtschaftliche Leben, bei dem Aufbau einer neuen Ext.
Lenz beizustehen. Die Verpflichtung zu diesen
Leistungen liegt bei den Gemeindebehörden
- es Aufenthaltsortes , und zwar sind die Beihilfen
nicht in der Form und dem Umfange von Arbenunterstützun »
gen zu gewähren, so datz bei den ehemaligen Zivilgefangenen
das Gefühl erweckt werden könnte, als ob sie Almosenempfän.
- er seien , sondern diese Leistungen der Kommunalbehörden
stellen die Erfüllung von Ansprüchen dar , die jeder bedürftige
Zivilgefangene zu erheben berechtigt ist . Wenn die unmittel .
Lars Ausübung dieser Fürsorge den Gemeinden übertragen
Wurde und überlassen bleibt , so find dafür praktische Gründe
maßgebend . Im eigenen Interesse der Zivilgefangenen er¬
scheint eine individuelle Behandlung vorteilhaft,und
Liese Art des Vorgehens ist nur in kleinen Bezirken möglich ,
deren Behörde eine Nachprüfung der einzelnen Fälle vorneh¬
men und aus ihrer besonderen Kenntnis der örtlichen Ver.
hältniffe allein die Art und den Umfang der notwendigen Un.
terstützung beurteilen können. Bei einer grundlosen Verwei¬
gerung der Leistungen kann im Aufsichtswege , in letzter In¬
stanz durch die Landesministerien des Innere , Abhilfe geschaf¬
fen werden.

Das Reich tritt nur in solchen Fällen ein , in denen die heim¬
kehrenden Zivilgefangenen infolge ihrer mangelnden Beziehun -
gen zur Heimat nicht in der Lage sind , bei ihrer Rückkehr einen
Ort zu benennen , an dem sie ihren Wohnsitz und eine neue
Existenz zu begründen wünschen . Für diese Einzelpersonen
und Familien wird hinreichend gesorgt, sie erhalten freie Un-
terkunft und Verpflegung und sind keinesfalls dem Notstand
ausgesetzt. Der Reichskommiffar für Kriegs - und Zivilgefan .
gene hat angeordnet , datz alle sogenannten „ Ziellosen " in
bequem und wohnlich eingerichteten Quartieren untergebracht
werden. Ein Teil des Lagers Munster in der Provinz
Hannover wird neuerdings als „Kolonie R -isloh " herge¬
richtet, in der die ziellosen Heimgekehrten auch mit ihren Fa¬
milien Aufnahme finden.

Alle übrigen Zivilgefangenen , die bei ihrer Rückkehr an der
Grenzübernahmestation ein bestimmtes Ziel angeben , erhalten
nach dem Empfang , der ihnen durch die Vertreter des Roten
Kreuzes in würdigem Rahmen und in anerkannt herzlicher
Weise bereitet wird, freie Fahrt auf der Eisenbahn sowie freie
Gepäckbeförderung und Reisezehrung. Sie haben sich nach
ihrer Ankunft am Bestimmungsort mit dem ihnen an der
Grenze ausgestellten Personalausweis nur bei der dortigen
Kommunalbehörde zu melden und unterstehen fortan deren
Fürsorge .

Zugunsten der heimgekehrten Zivilgefangenen sind auch
weitere Maßnahmen getroffen , die ihnen die Aufnahme wirt¬
schaftlicher Beziehungen erleichtern und ihnen nötigenfalls die
Wiederherstellung ihrer angegriffenen Gefundheit ermöglichen.
Durck Vermittlung der örtlichen Flüchtlingsfürsorgestellen oder
des Bundes der Ausländsdeutschen, Berlin , Gitschinerstratze
97/103 , können ihnen zu günstigen Bedingungen selbst grö-
tzere Darlehen bewilligt werden. Im Wege der ergänzen ,
den Fürsorge erhalten sie , wenn die Unterstützung durch die
Ortsgemeinde zu besonderen Zwecken nicht ausreicht , und wenn
dringende Bedürftigkeit vorliegt, Beihilfe n durch das Zen.
tralkomitee der deutschen Vereine vom Roten Kreuz, Berlin ,
Tauentzienstr . 14 ; diese Stelle vermittelt auch Bäderbehand -
lung und Kuraufenthalt zur Wiederherstellung der Gesundheit
und Arbeitsfähigkeit und ihr ist weiterhin die Versorgung der
Zivilgefangenen mit Kleidungsstücken übertragen .

Es ergibt sich demnach , daß auch für die heimgekehrten Zivil,
gefangenen im Bereich des Möglichen alles geschehen ist, was
getan werden konnte .

Wenn eine große Zahl von Unzusriedenen trotzdem immer
wieder Angriffe gegen die Regierung richtet und ihr Untüchtig¬
keit oder Ungerechtigkeitvorwirst , so muß berücksichtigt werden,
mit welchen großen Sckwierigkeiten namentlich die Finanzver¬
waltung unter den gegenwärtigen Umständen zu kämpfen hat .
Die Reichs - und Landesbehörden haben volles Verständnis für
die Leiden und die traurige Lage unserer ehemaligen Zivil¬
gefangenen , aber selbst bei dem besten und ehrlichsten Willen,
allen zu helfen , sind sie behindert durch die tatsächliche Unmög¬
lichkeit, die zur allseitig befriedigenden Erfüllung des Zweckes
erforderlichen Mittel zu beschaffen.

Preiswucher und Schlerch-
bandelsbekämpkung.

Neue Vorschläge von Stadtasseffor Menne , Mülheim -Ruhr .
XL . Der allmähliche Abbau der Zwangswirtschaft bereitet

den Behörden ebensoviel , ja fast noch mehr Schwierigkeiten als
der Ausbau . Während dieser sich einfach in der Weise voll¬
zog, datz wegen der zunehmenden Knappheit an Lebensmitteln
diese beschlagnahmt und rationiert wurden, hält es bei der
Allmählichen Lockerung des Systems nicht leicht , festzustellen,
wann , unter welchen Voraussetzungen und unter welchen Be¬
dingungen im einzelnen Falle eine bestimmte Ware dem freien
Verkehr wieder zugeführt werden kann, uird wie dieser sich
dann zu gestalten hat . Da Vorsicht geboten ist , wird nur
schrittweise und ganz allmählich mit dem Abbau begonnen,
der bis jetzt für Eier, Fische , Gemüse und Obst in die Wege
geleitet ist, obwohl müh hier schon ganz kurze Zeit nach Frei¬
gabe dieser Waren wegen des Anziehens der Preise Stimmen
laut geworden sind, die eine Wiedereinführung der behördlichen
Bewirtschaftung fordern . Jedenfalls gewinnt auch nach der
Freigabe der einzelnen Ware die Frage der Überwachung der
Preisbildung erhöhte Bedeutung , wie auch der Reichsernäh.
rungsminister anerkannt hat . Da immer noch Knappheit an
gewissen - Lebensmitteln , wie Fleisch und Milch, herrscht und
die ausgehungerte Bevölkerung vorerst noch für große Mengen
von Nahrungsmitteln aufnahmefähig bleibt, ist bei völliger
Freigabe hier und da mit der Gefahr der Übervorteilung und
des Preiswuchers zu rechnen, um so mehr , als sich vielfach
»echt zweifelhafte Personen dem Handel mit Lebensmitteln zu.
gewendet haben, deren Fernhaltung und Ausschaltung , zum
mindesten aber deren Überwachung hinsichtlich der Preisbil¬
dung der von ihnen vertriebenen Waren auch nur im Interesse
des reellen Handels gelegen sein kann. Damit erlangt die
Tätigkeit der Preispriifungsstrllen , deren Weiterbestehen vor¬
erst gewährleistet ist, erhöhte Bedeutung . Sollen sie aber der
ihnen obliegenden Aufgaben sich voll gewachsen zeigen, so dürft
ten einige Reformen unserer Kriegs - und Übergangswirt -
IchaflKgeietzgebuiis nicht aufzuschixben sein. , . _ _

Zunächst wäre vielleicht zu erwägen , das Recht der Beschlag ,
nähme von Waren , - ie unter Verstoß der Wirtschaftsgesetze in
den Verkehr gelangt find etwas einheitlicher zu gestalten, da
die zurzeit geltenden Bestimmungen recht verwickelt sind. So
kann z. B. nach 8 72 der ReichSgetreideordnung Brotgetreide
undj anderes Getreide, das unrechtmäßig hergestellt und in
den Verkehr gebracht worden ist , ohne Zahlung einer Entschä¬
digung für verfallen erklärt , also beschlagnahmt und enteignet
werden durch Anordnung des Kommunalverbandes , in dem sich
die Ware befindet . Andererseits muß nach dem Höchstpreis,
gesetz bezw . der Ausführungshestimmung des Handelsministers
dazu vom 4 . August 1914 der Beschlagnahme bezw . der Ent¬
eignung die Aufforderung zum Höchstpreis zu verkaufen,
vorangehen . Bei Verstößen gegen andere kriegswirtschaftliche
Gesetze , wie gegen die Verordnung über den Handel mit Le¬
bens - und Futtermitteln vom 24. Juni 1916 , gegen die Preis -
treibereiverordnung vom 23 . Juli 1915 , gegen die: Bekannt¬
machung über irreführende Bezeichnung von Nahrungs - und
Genußmitteln vom 29 . Juni 1916, gegen die Schleichhandels.
Verordnung vom 7. März 1918 und andere mehr kann die Be¬
schlagnahm« ebenfalls überall da erfolgen , wo sie durch die
Umstände gerechtfertigt erscheint. Die Beschlagnahme erfolgt
dann durch die Polizei als Hilfsorgan der Staatsanwaltschaft .
Den Preisprüfungsstellen bezw. ihren Beauftragten steht zwar
das Besichtigungsrecht von Lägern , das Einsichtsrecht in Ge-
schiäftsbücher und Papiere , nicht aber das Beschlagnahmerecht
zu . Die Forderung auf Gewährung des Beschlagnahmerechts
an die Preisprüfungsstellen dürfte vielleicht zu weitgehend
sein, ebenso wie es auch nicht angängig ist, die Preisprüfungs -
stellen, deren Zahl sich gegenwärtig auf 1034 beläuft , als
kleine Strafgerichte auszubauen , da hierdurch die Gleichmäßig-
keit der Rechtspflege gefährdet würde . Immerhin wäre eine
Vereinfachung der zahlreichen, verwickelten einzelnen Bestim-
mungen über die Beschlagnahme von Waren bei kriegswirt ,
schaftlichen Verstößen erwünscht und könnte vielleicht ein
Rahmengesetz, das sich hierauf bezieht, erfolgen .

Als recht wirksames Mittel zur Bekämpfung von Wucher
und Schleichhandelhat sich die in zahlreichen Kriegswirtschafts ,
gesetzen enthaltene Bestimmung erwiesen , daß bei Verstötzen
Untersagung des Handelsbetriebes und Schließung des Ge-
schäfteS erfolgen kann. Hohe Geldstrafen schrecken keineswegs
ab , wie die Erfahrung gelehrt hat, sie werden als Geschäfts¬
risiko in den Preis hineinkalkuliert . Viel besser wirken Maß¬
nahmen , die den Schleichhändler und. Wucherer am eigenen
Leibe treffen , indem ihm sein Betrieb lahmgelegt wird . Für
das Verfahren der Gefchäftsschließung ist nach der Bekannt¬
machung zur Fernhaltung unzuverlässiger Personen zum Han .
del vom 23. September 1915 bezw . die Ortspolizeibehörde zu-
ständig. Da nun in erster Linie mit allen vorkommenden
Fällen von Preiswucher , Kettenhandel und Schleichhandel die
.Preisprüfungsstellen befaßt werden und diese auf Grund der
Kenntnisse der Verhältnisse des einzelnen Falles am besten
-unterrichtet sind , wäre es zweckmäßig , das Recht zur Schließung
des Handelsbetriebes , wenn auch vielleicht auf die Dauer eines
kürzeren Zeitraumes , den Preisprüfungsstellen zu verleihen .
Gerade bei kriegswirtschaftliche « Verstößen muß äußerst schnell
gehandelt werden, kostbare Zeit darf nicht verloren gehen. Die
Preisprüfungsstellen , die ja regelmäßig ihre Sitzungen ab¬
halten , sind am besten befähigt, auf Grund der ihnen gewor¬
denen Kenntnis rasch einzugreifen , während in dem jetzt
üblichen Verfahren, wo sie den Antrag an die Ortspolizeibe -
Hörde weiterreichen und den Ausgang des Verfahrens abwarten
müssen , verloren geht, die der von dem Verfahren Betroffene
zur Verschleierung des Sachverhalts usw . benutzen kann.

Ferner wäre es angezeigt, wenn die Handelserlaubnisstellen
gründlich einmal unter den zugelassenen Händlern Nachschau
halten und alle unzuverlässigen ausschalten würden . Auch hier
ist engstes Zusammenarbeiten mit den Preist rüfungsstellen
unerläßlich , wenn man nicht überhaupt besser täte , den Funk ,
tionen der Handelserlaubnisstellen auf die Preisprüfungsstellen
zu übertragen . Zuzulaffen sind nur solche Händler , die nach,
weislich vor dem Kriege mit der betreffenden Ware Handel ge.
trieben haben, oder die während des Krieges eine fachmännische
Ausbildung in der betreffenden Branche genossen haben. End .
lich dürfte auch die Notwendigkeitgegeben sein , den Rechnungs¬
oder Schlußscheinzwangfür alle Verkäufe und Käufe von Wa¬
ren einzuführen . Dem ordentlichen Kaufinann würde diese
Bestimmung weder etwas! Neues noch Unerwünschtes noch
etwas Lästiges .bringen , denn er läßt sich schon jetzt Rechnungen
ausstellen oder schreibt solche aus . Wenn auch nicht verkannt
werden soll , daß der Schlußscheinzwang für sich allein nicht
das Übel beseitigt, da in dem Schlußschein unwahre Angaben
gemacht werden können , so ist es doch jedenfalls viel leichter,
bei dem Bestehen des Schlußscheinzwanges strafbaren Hand ,
langen auf die Spur zu kommen. In dem Schlußschein müßte
Name, Wohnung von Verkäufer und Käufer , Art , Menge und
Preis der Ware und Zeitpunkt des Verkaufes anzugeben sein.
Je eine Ausfertigung müßte Käufer und Verkäufer Vorzügen
können. Gerade nach Freigabe der Gemüsebewirtschaftung
und nach Aufhebung des Schlutzscheinzwangeshaben sich aller¬
lei Mißstände herausgestellt, so daß die Reichsgemüsestelle mit
Recht wieder den Schlußscheinzwang eingeführt hat .

Die vorgeschriebenen Maßnahmen sollen keineswegs den or.
deutlichen Geschäftsmann treffen ; ihm soll möglichst bald wie¬
der ein freier Spielraum eingeräumt werden, aber der reelle
Handel hat selbst ein Interesse daran , daß die unlauteren Ele .
mente , die sich im Laufe der Kriegszeit vielfach dazwistbenge.
drängt haben , wieder ausgeschaltet werden. Die restlose Besei¬
tigung der Verstöße gegen die kriegswirtschaftlichen Gesetze ,
insbesondere das Äufhören des unausrottbaren Übels des
Schleichhandels sind nur dann möglich , wenn genügend Waren
vorhanden sind, Angebot und Nachfrage sich die Wage halten
und damit die Zwangswirtschaft in sich selbst zusammenfällt .
Bis dahin aber kann auf dem vorbezeichueten Wege zum min .
besten eine Beseitigung der gröbsten Mißständc erreicht werden .
Selbstverständlich ist zur Behebung des Schleichhandels im gro.
hen die Mitwirkung der Eisenbahnverwaltung , unter Umstän.
den auch die der Mlitärbehörde unerläßlich .

Politische Neuigkeiten.
Die Natlüzlerung.

* Die engülsige Ratifizierung *des Friedensvertrages in
Paris wird, wie der „ Corriere della Sera " meldet, für die
zweite Hälft , des November erwartet . Bis dahin sollen die
verschiedenen Überwachungskommissionenihre Tätigkeit begon-
nen haben und auch die Besatzungstruppen für die ünem
Plebiszit unterworfenen Gebiete sollen bis dahin an Ort und
Stelle sein .

Die Gttleeblockade.
* Me grausam die Ostseeblockade ist, weist die „Deutsche

Mg . Ztg.
" nach . Die Ostseefischer leiden große Entbehrungen .

Die Kohlenversorgung Ostpreußens ist trostlos . Die Reichs,
regierung kann Eisenbahnwagen zu Kohlentransporten nach
Ostpreußen nicht in genügender Zahl zur Verfügung stellen,
da diese zu Lieferungen an den Verband gebraucht werden.
So sind deutsche Familien dem Hunger ausgeliefert , während
die Entente unerbittlich aus ihre Kohlenliefernngen besteht .
Die Blockade gefährdet auch hie Kartoffelliefcrung Mittel¬

deutschlands. Dazu kommt das Ausbleiben von Lebensmittel ««,
wie Fischie Kartoffeln und Erbsen aus den neutralen Ländern .
Die Aufhebung der Blockade muß unbedingt verfangt « erden,
denn ihre Folge« find unabsehbar für die Volksaesundheit
und die Volkswirtschaft.

Die neue Steuerorgsnilation.
* Im Reichsministerium ist , wie die „B . Z . am Mittag *

meldet, die erste Konferenz der Präsidenten der neu geschasse-,
nen 25 Landesfinanzämter aus dem ganzen Reiche zusammen¬
getreten, um über die Durchführung der neuen Steuerorzani .
fation zu beraten . Die Beratung wurde vom Reichsfinanz,
minister Erzberger mit einer Programm . Rede eröffnet , in der
er darauf hinwies , daß der Aufbau der reichseigenen Steuer .
Verwaltung die Setzung eines materiellen Schlußsteines einer
Entwicklung bedeute , an der Jahrhunderte gearbeitet hätten .
Wir hätten finanzpolitisch eine ganz neue Zeit für uns , die
absolute Steuersouveränität des Reiches. Für Deutschland ip'be
es nur den Weg des Ausbaues seines Steuerwesens , um zur
Sanierung seiner Finanzen zu kommen. Der Kampf gegen
die Umgehung und Hinterziehung von Steuern sei daher eins
sozial-ethische Notwendigkeit.

Marum bis auk weiteres Lwmigs-
wirtlcbatt ?

Dies die Gründe : s
1 . Der freie Handel kann nicht mehr Lebensmittel beschaffene

Lebensmittelknappheit besteht in der ganzen Welt . Fast fünf
Jahre haben etwa 25 Millionen Menschen im Wirtschaftsleben, ,
gefehlt. <Ae haben an der Front für den Tod gearbeitet .
Dazu kommen die Pferde , die dem Wirtschaftsleben entzogen
wurden . Die Industrie wurde umgestellt für die Erzeugung
von Munition , Waffen, Schiffe« , Flugzeugen , Automobilen
und sonstigen zur Kriegführung nötigen Dingen . Dis Land¬
wirtschaft litt darunter . Es fehlten uns die ausländischen
Futter , und Düngemittel , der Boden wurde immer mehr aus .
gesogen, der Ertrag ging zurück. Daran hätte der freie Han¬
del nichts ändern können, und er kann heute nichts daran
ändern . Die Wirkungen des Krieges und der Revolution
hinterlaffen noch lange ihre Spuren . Dazu kommen -der Per «
tust des Ostens als Kartoffel - und Getreideland und di«>
Schwierigkeiten, die uns die Entente in den besetzten Gebieten
macht . Auch vom Ausland können nicht beliebig Lebensmittel
eingeführt werden.

2 . Der freie Handel kann uns nicht billigere Lebensmittel
beschaffen . Fällt die öffentliche Bewirtschaftung , dann fallen
auch die Höchstpreise . Die Preise , die heute im Schleichhandel
für Butter , Milch, Getreide, Fleisch usw. verlangt und auch
bezahlt werden , würden dann allgemein üblich sein. Eine Ver¬
teuerung der Produkte wäre unausbleiblich . Gilt das schont
von den einheimischen Produkten , um wieviel mehr von deq,
ausländischen . Der Handel würde vom Auslande hereinzuq
schaffen suchen, was möglich ist . Unsere Mark ist aber zurzeif
in« Auslande nur noch 15 Pfennig wert . Würde das Getreides
im Auslände 600 M . kosten, dann müßten wir dafür 4000 M!, s
zahlen . Danach würde sich der Mehl- und Brotpreis richten, i
Das amerikanische Mehl kostet uns jetzt schon bekanntlich
2.4V M . pro Pfund und kann nur durchs Reicbszuschüfsg>
billiger an die Bevölkerung abgegeben werden . 'Das Brot «
würde das Vielfache von heute kosten . Die Folgen wären;
nicht abzusehen.

3 . Von einer geregelte« Belieferung der Gesamtbevölkerung
könnte keine Rede mehr fein . Die Rationierung fiele forft
Heute weiß jeder, datz er ein bestimmtes Quantum Brot , Kar¬
toffeln , Fleisch, Fett , Nährmittel usw. erhält . Würde dev
freie Handel zugelassen, dann könnte« diejenigen sich mehr
Nahrungsmittel kaufen, die die nötigen Mittel und die Zeit
zur Beschaffung haben , während besonders Minderbemittelte
weniger bekommen oder ganz leer ausgehen würden . ES
würde eine Jagd nach Lebensmitteln einsetzen . Was jetzt
kapitalkräftige Hamsterer „hintenherum " beschaffen , würde«
sie sich öffentlich beschaffen können. Rücksichtslos würde dieser
Kampf geführt , selbst auf die Gefahr hin , daß Mütter undi
Säuglinge , Kranke und schwächliche Personen dabei zugrunde
gingen . -

4 . Der freie Handel würde den wirtschaftlichen Ruin , bei
deuten . Die wirtschaftlichen Verhältnisse würden verworrener
und Deutschlands Zukunft wäre besiegelt . DaS kann und darf
eine verantwortliche Regierung nicht zulassen. Sie hat nicht
die Interessen eines Standes , sondern die Interessen de«
Gesamtbevölkerung zu vertreten . Handel und Landwirtschaft
sollten das einsehen. Sie glauben durch den Ruf nach dem
freien Handel sich zu dienen und bessere Geschäfte machen zu
können. Vorübergehend mag das der Fall sein, aber daS
Ende wäre ein Ende mit Schrecken, auch für Landwirtschaft
und Handel . Solange die starke Nachfrage nach Lebensmitteln
besteht und das Angebot ein so geringes ist , müssen die not .
wendigsten Lebensmittel weiter öffentlich bewirtschaftet wer¬
den . Von einer Beschlagnahme, Preisfestsetzung und Ratio ,
nierung kann vorläufig noch nicht abgegangen werden . Wir
besitzen warnende Exempel.

Line militärilcbe 'lllnterluwung ln !
chlterreicb .

» Aus Wien berichtet die T .-U . unterm heutigen Datum !
Die Kommission zur Untersuchung von Pflichtverletzungen!

wir- sich mit den Vorgängen befassen , die sich bei Abschluß de-
Waffenstillstandes mit Italien an der Front der österreichisch ,
ungarischen Armee abspielten. Bekanntlich wurde damals an
der ganzen österreichisch-ungarischen Front irrtümlich ein
Befehl verbreitet, der den Truppen den Eintritt des Waffen .
stillstandes um 36 Stunden zu früh mitteilte . Die Italiener
haben deshalb mehrere hunderttausend Soldaten gefangen .
Zur Aufklärung dieses Vorganges werden morgen General ,
oberst Arz, der letzte Chef des Generalstabes und Feldmarschair.
Leutnant Waldstetten, Chef der Operationskanzlei des Geneg
rolstabes vor der Kommission erscheinen.

Der Ikampk um Petersburg .
* Die „Times " melden aus Helfingfors : Das Geschwader

der Alliierten setzte die Beschießung von Kronstadt fort . De- ,
Kampf um Krasnaja Gorka dauert an . Die Bolschewisten!
haben am Montag nach der Ankunft von 1500 Seesoldaten
von Petersburg «inen Ausfall aus Krasnaja Gorka versucht,
wurden jedoch zurückgejchlagen . Unter den Gefangenen befin .
den sich Mannschaften von fünf verschiedenen Regimentern und
Seesoldaten . Inzwischen macht Judentitsch weitere , wenn auch
nur langsame Fortschritte . . . „

Einer Meldung aus Reval zufolge hat Katlina die Stadt
Corawlo bei Poftawa und die weiter östlich gelegene Statioq
Strelitz erobert . Es wird gemeldet, daß die Sozialrevolutio¬
näre in Petersburg sich erhoben haben . Der Kampf in de«
Straßen geht weiter. Die Sowjetregierung sammelt alle
Kräfte zu einem erbitterten Endkampf, Die Soldatenrate
find aufgehoben worden. Es befehlen jetzt nur noch Offiziere .
Einheimische Blätter melden, daß es den Bolschewisten ge¬
lungen ist , bei Petrozawodsk vorzudringen , wodurch die briti¬
schen Truppen gezwungen wurden , sich zuritckzuziehen. Bet ,
Strugibelaja ist jetzt eine Gegenoffensive im Gange . Der -ruf .



sisthe Erricht vom Montag meldet ein, heftig«- Gefecht nördlich
von AarSkoje Gsel», ungefähr 18 Meilen von Petersburg ent¬
fernt . Ligowo scheint noch in den Händen der Bolschewisten
»u sein . Der finnische Generalstab meldet: Die Flotte be.
-«hießt Krasnaja Gorka, wo Explosionen beobachtet wurden.

kleine Nackrickten.
Das Betriebsrätegeseu . Im Betriebsräteausschnß der Na¬

tionalversammlung wurde gestern folgender RegierungSvor -
schlag angenommen: Die Mitglieder des Betriebsrats werden
in geheimer Mahl n« h den Grundsätzen der Verhältniswahl
auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. Artikel 30, der be¬
stimmt, daß durch Beschluß einer Mißbilligung bei einer Be-
triebsversammlung der Betriebsrat zurücktreten muß , wurde
durch Mehrheitsbeschluß gestrichen .

Wadilcße Meberlicbt.
'S Waditcbe Mocbenrückrblicke.

Bor der Einstellung des gesamten Personenverkehrs . —
Weitere Folgen der Kohlenkrisis. — Torsgewinnung in
Laden . — Der Staatspräsident für die Förderung der

Leibesnbum en. — Die neuen Kraftwagenlinien .
Der Kohle nm angel hat sich derart verschärft, daß die

Eisenbahnverwalttlng genötigt war , außer der Einstellungdes Personenverkehrs an Sonn - und Feiertagen ,die morgen zum erstenmal erfolgt , den Ausfall einer Reih«
von Zügen der meisten Strecken auch an Werktagen an -
zuordnen . Diese weitere Verkehrseinschränkung ist bereits
am Donnerstag in Kraft getreten ; sie hat naturgemäß große
Unannehmlichkeiten vor allem für die Geschäftswelt zur Folge.Leider wird es auch hierbei, voraussichtlich nicht fein Bewenden
haben . Die Generaldirektion gab dieser Tage den Ausfall nochweiterer Züge bekannt und bereitete gleichzeitig auf eine vor.
Lbergehercke Einstellung des gesamten Schnell -
arid Personenzugsverkehr für den Fall einer wei¬
teren Verschärfung des Kohlen, und Lokomotivmangels vor.
Diesen Maßnahmen entspricht es denn auch , daß vom 26 . d . M.ab auch der Kraftwagenverkehr an Sonn - und Feier¬
tagen verboten ist, damit nicht einzelne Personen in der
Lage sind, au diesen Tagen nach wie vor ihre Ausflüge im
Auto zu unternehmen . Ausgenommen find dabei nur Fahr¬ten im öffentlichen Interesse oder zwecks Hilfeleistung bei
Brand - oder Unglücksfällen.

Schwer werden die Schulen und Krankenhäuser
durch die Kohlenkrise beroffen. So sind beispielsweise in F re i.
bürg die Vorräte zu Beginn dieser Woche so stark zusammenge-
sthanolzen , datz sämtliche Volksschulhäuser der Stadt mit Aus¬
nahme der Lessingschule und der Stühlinger Mädchenschule
geschlossen werden mußten . Die Oberrealsckhcke und das Real¬
gymnasium erteilen den Unterricht in ungeheizten Schulräu¬men weiter. Die Höhere Mädchenschule kann den Unterricht
durch die Verlegung in Räumlichkeiten im Gewerbeschul¬
haus , Wo Öfen mit Holzfeuerung vorhanden sind , wenigstenstu beschränktem Maße fortsetzen. Leider stehen, falls es nicht
gelingt , die Zufuhr an Kohwn zu steigern, auch den Frei ,
burger Krankenhäusern derartige Schwierigkeitenbevor, daß, Zeitungsnachichten zufolge, einzelne Kli¬
niken bereits genötigt sind , Patienten abzuweisen . Verschieden-
kch wurde bereits der Befürchtung Ausdruck gegeben, daß die
Krankenhäuser durch die Fortdauer der mangelhaften Beliefe-
rung gezwungen sein würden , den Betrieb in weiterem Um.
fange einzustellen, eine Maßnahme , die im Interesse der vielen
Kranken und Wöchnerinnen aufs äußerste zu beklagen wäre .

Angesichts dieser bedrohlichen Zustände kann man nur hof¬
fen, daß die unablässigen Bemühungen der badischen Regie¬
rung , dem Land eine wenigstens dem vitalsten Bedürfnis ent¬
sprechende Brennstoffmenge zu sichern , von Erfolg gekrönt
fein möchten . Das wird aber nur dann der Fall sein können,wenn alle dazu berufenen Stellen nach Kräften zur Verwirk¬
lichung dieser Bemühungen beitragen . Es ist im höchsten
Maße bedauerlich, wenn man lesen muß , daß sich in manchenGemeinden , von Privatwaldungen ganz zu schweigen , nur
geringe Neigung zeigt, den Holzhiebertrag in dem von der Re.
gierung gewünschten Matze zu steigern, da ihr eigener „Bedarf
gedeckt ist "

. Eine derartige Verständnislosigkeit gegenüber der
furchtbaren Not zahlreicher Volksgenossen ist nicht geeignet, zueiner Besserung der politischen Lage, unter der doch die Ge.
mcinden selber leiden, beizutragen .

Im übrigen werden jetzt die schon seit langem befürchteten
Folgeerscheinungen der Kohlennat zur Tatsache. Gemäß Ver¬
ordnung des Arbeitsministeriums vom 18 . Oktober d. I . betres.
send Ersparnis von Brennstoffen und Beleuchtungsmitteln ,habendie elektrischen Straßenbahnen und st r a-
ßenbahnähnlichen Kleinbahnen ihren Betrieb
einzustellen, sobald auch der Staatsbahnbetrieb eingestellt ist.Das wird nunmehr morgen schon der Fall sein. Die Bad -
anstalten und Wäschereien haben ihre Betriebe zumTeil geschloffen oder stark eingeschränkt. In Mannheim
mußte bereits die verschärfte Gassperre eingeführt
werden , d. h. es wird bis auf weiteres nur noch in den Abend¬
stunden von Eintritt der Dunkelheit an bis 9 Uhr Gas ab¬
gegeben werden. Warmes Frühstück und Mittagessen werden
somit zu einer Seltenheit werden.

»
Zu den Maßnahmen , die von der Regierung getroffen wur¬den, um die Brennstoffnot zu linder » , gehört auch die Förde¬

rung der Torfmorrausbeutung . Obwohl infolge der Lang ,
wierigkeit der Vorbereitungen für einen großzügigen Abbau
«ine Ausbeutung in großem Maßstab erst im Frühjahr zu er¬
warten ist , wurde der Torfstich aus den staatlichen, gemeind,
lichen und privaten Mooren schon möglichst intensiv betrieben .Ferner hat der Staat von den privaten Besitzern des ergiebigen
Hinterzartener Moores , aus dem bisher nur in ganzgeringem Umfange Torf gestochen wurde , das Recht zur Torf -
pusbeutung erworben und dort einen größeren Torfstich mit
Maschinenbetrieb eingerichtet. Dieser Tage konnte auch berich¬tet werden, daß der Staat sich mit den städtischen Kommunal¬verbänden und sämtlichen ländlichen Kommunalverbänden obder Murg wegen der Gründung einer gemeinnützigen Gesell¬schaft zur Ausbeutung der badischen Torfmoore ins Benehmengesetzt hat und datz die Gründung der Gesellschaft gesichert er -
scheint . Somit kann man wenigstens für das , nächste Jahr ,das uns voraussichtlich noch nichts weniger als einen Mer -
fluß an Kohlen bringen wird, eine größere Menge dieses wert¬vollen Brennstoffes erhoffen.

Die '
Abschaffung der Militärdienstpflichtbedeutet für einen großen Teil der männlichen Jugend Deutsch¬lands auch den Ausfall einer planmäßigen körperlichen Schu-

hing und Ertüchtigung . Diesen Ausfall künftighin zu ersetzen,

ist in erster Linie der Sport berufen . Welches Gewicht auchdie badsiche Regierung der Pflege gesunder Leibesübung bei-
mißt , erhellt u . a . aus einer Rede, die Staatspräsident Geißam vergangenen Sonntag bei Gelegenheit der BootShausein -
Weihung des Mannheimer Waffersportklubs „Vorwärts " hielt-Er sprach dabei namens der badischen Regierung seine Freudedarüber aus , daß die hohe Bedeutung des Sports zur Er¬
ziehung der Jugend auch in den unteren Volksschichten mehrund mehr anerkannt werde. Mit Nachdruck betonte er , datzwir heut« der planmäßigen sportlichen Ausbildung des jungenNachwuchses bedürfen, weil wir eben nach den Unglücksschlägender letzten Jahre ein körperlich und geistig starkes Geschlechtfür den Wiederaufbau des Deutschen Reises brauchen. Wir
möchten wünschen , daß diese Worte des Staatspräsidenten da-
zu beitragen , das Interesse für Leibesübungen in den wei¬
testen Kreisen res Volkes zu wecken bezw. zu erböhen, insbe¬
sondere auch in den Gemeindeverwaltungen . Ein Teil von
diesen hat in dankenswerter Weise schvn seit langem den
Sportvereinen durch Bereitstellung von Plätzen und Räumlich¬keiten grrHes Entgegenkommen bewiesen. In Orten , in denenbis heute noch keine größeren Sportvereine bestehen, könnten
sich die Gemeinden ein Verdienst erwerben , wenn sie von sichaus in geeigneten Fällen durch eigene Anregung zur Ausbrei¬
tung und Förderung gesunden Sportwesens beitragen würden .

n
Den dringenden Wünschen einer Anzahl abgelegenen Ge-

meindxn entsprechend, war bekanntlich die Inbetriebnahme
verschiedener staatlicher Kraftwagentinien nochfür dieses Jahr vorgesehen worden. Die letzten Tage brach¬ten den mit begreiflicher Ungeduld auf den Verkehrsanschlußharrenden Gemeinden eine bedauerliche Enttäuschung inso¬fern , als amtlich mitgeteilt werden muhte, daß die Industrienicht in der Lage wäre , die bestellten Wagen rechtzeitig zu lie¬
fern und daß sie infolge des herrschenden Mangels an Wagen¬bestandteilen auch nicht bestimmte Liefcrungszeiten einhaltenkann . Ein weiteres Hindernis einer raschen Inbetriebnahmeder neuen Linien liegt in dem außerordentlichen Mangel an
Baustoffen , der die Errichtung der Schutzhallen für die Fahr¬zeuge verzögert. Der Fall ist in Beispiel dafür , wie sich die
Schwierigkeiten der Industrie in ihren Folgewirkungen letztenEndes auch auf die Landorte erstrecken , und er zeigt, daßauch das Land ein Interesse daran hat , daß die
Verhältnisse in den Städten und Industriezentren nicht nochweitere Erschwerungen erfahren . Jeder Streik und jede Be.
triebseinstellung bringt unsere Produktion noch! weiter zurück .Die Landwirtschaft sollte auch aus diesem Grunde daraus be¬
dacht sein, durch reichliche Ablieferung von Nahrungsmitteln ,Holz usw. , die Lage der Städte zu erleichtern. Sie fördertdamit sowohl ihren eigenen Vorteil wie das Wohl des Volks¬
ganzen. —f.

Die Lage des Arbeitsmarktes .
dls . Nach den Berichten der Arbeitsämter und Bezirksar .

beisnachweise in Baden hat die Besserung in der Arbeitsmarkt¬
lage in der letzten Berichtswoche erfreulicherweise angehalten .Die Zahl der Erwerbslosen hat wieder um 700 abgeoenommen,was zum Teil darauf zurückzuführen ist, daß man versucht
hat , den Kohlenmangel durch Holzbrand auszugleichen , wo .
durch verschiedene Betriebe ihre Tätigkeit aufrecht erhaltenoder wieder aufnehmen konnten. In der Textil - und Tabak¬
industrie wurde ein bedeutender Aufschwung sestgestellt , und
auch die Metall - , Holz- und Bekleidungsindustrie sowie das
Baugewerbe sind günstig beschäftigt . Die Zahl der männlichen
Erwerbslosen umfaßt augenblicklich in Baden noch 9610 ge¬
genüber 10310 in der Vorwoche und weibliche sind noch 3677
vorhanden , was auch wieder «inen Rückgang von 300 Arbeits¬
losen bedeutet. Erwerbslosenunterstützungen wurden in dieser
Woche 307 391 M . verausgabt , in der Vorwoche 342 582 M -,und die Gesamtsumme seit November 1918 beläuft sich aufrund 25 )4 Millionen Mark. Für Arbeitszeitverkürzung wur -
den in dieser Woche 253113 M. bezahlt. Die Landwirtschaft
verlangt immer noch dringend tüchtige männliche und weib¬
liche Arbeitskräfte besonders Mädchen, die melken können.Der Bedarf an Elektromonteuren / Kupfer- und Kesselschmie ,
den , Formern und Gießern Möbelschreinern , Holz, und Keller,
küfern, Wagnern , Schneidern Schuhmachern, Gipsern , Mau -
rern und Zimmerleuten ist immer noch sehr groß . Die Mjou -
terieindustrie sucht Arbeitskräfte für alle Art von Arbeiten ,und der Mangel an Haus - und Küchenpersonal kann bei wei.
kein nicht gedeckt werden. Wieder konnten einige Betriebe in
der Tabak- und Textilindustrie durch Wiedereröffnung etwa
250 Arbeitskräfte unterbringen , ein anderer sucht noch 80 bis
100 Frauen . Die Porzellanfabrik Schmiederer in Zell a. H.konnte ihren Betrieb wegen Kohlenmangel immer noch nicht
wieder voll aufnehmen , so daß dort noch 60 Männer und
90 Frauen erwerbslos sind. Notstandsarbeiten wurden in der
Berichtswoche von 5333 Erwerbslosen ausgeführt , gegenüber5729 in der Vorwoche .

Tum Urampk gegen das Scbiebertum
und die Schleichhändler.

Die „SchieberbSrse Lörrach."
* Aus Schopfheim berget das „Markgräfl . Tagblatt " :

Das hiesige Amtsgericht hat gestern wieder einen Schieber
verhaftet. Der junge Mensch betrieb hier seit 14 Tagen «ine
„Agentur für Import und Export" , wie diese schönen Dinge
heutzutage genannt werden. Die Vorgefundenen Papiere deu.
teten wieder auf Lörrach hin und bewiesen aufs neue , daß
diese Stadt mit ihrer Umgebung jetzt das ist, was man eine
Schieberbörse nennen kann. Hoffentlich ist die Verhaftung für
so manchen anderen , der sich! in Schopfheim und Umgebungherumtreibt , ein Mnk . Die Behörde ist entschlossen , in allen
Fällen fest zugreifen.

Der Schleichhandel mit Tabak.
Die „Ofsenburger Zeitung " protestiert in einer Zuschrift

„Schleichhandel mit Tabak" gegen die schon wieder einsetzendeWucherwirtschaft mit Tabak. Man solle es nicht für möglichhalten , aber die allergeringste Sorte , für die der Höchstpreis220 Mark für den Zentner beträgt, wird vom Schleichhändlermit 600 M . bezahlt. Um wieviel größer wird die Differenzsein zwischen dem Höchstpreis und dem Schleichhändlerpreisbei besseren Sorten ! In der Zuschrift heißt es weiter : ImTabakhandel können es nur gewisse Firmen sein, die damit
ihre Millionengewinne machen . Und wenn man den Wucher¬
geist bei den Kleinen bekämpfen will, so muß man ihn auchmit aller Energie bei den Großen unschädlich machen . — Wört¬
lich heißt es : Von oben herunter — durch die Kriegslieferun¬
gen — ist dieser Wuchergeist ins Volk getragen worden , nur
durch gutes Beispiel und energische Mithilfe von oben herunterkann er auch wieder gutgemacht werden.

3L . Mannheim , 24 . Okt. Vor der Strafkammer wurde über
zahlreiche Tabakschiebereien und Diebstähle verhandelt , dievon 11 Personen in Heddesheim vorgenommen wurden . Ins -
gesamt wurden 4 Ballen von je drei Zentnern im Werte von
3000 M. gestohlen und Weiterverkauf !. Der HauptschuldigeDieb war der Taglöhner Johann Heckmann , der zu 1 Jahr ,

3 Monaten Gefängnis verurteilt wurde. Gleichfalls sehr b«tzlastet war der Taglöhrrer Philipp Gölz der in anbetracht sei-ner Vorstrafen ein Jahr 6 Monate Gefängnis erhielt und devMonteur Peter Schmitt, der zu 1 Jahr Gefängnis und 8008.M . Geldstrafe verurteilt wurde. In einem weiteren F . ll«
mußte sich das Gericht wiederum mit Tabakdiebstählei¬in Heddesheim befassen , an denen von den im vorigen FallsVerurteilten drei beteiligt waren . Außerdem nahm der Tag¬löhner Rudolf Heckmann an den unsauberen Handlungen teil.Er erhielt deshalb eine Gefängnisstrafe von 1 Jahr 6 Monate »und 5 Jahre Ehrverlust .

DO . Mannheim , 24 . Oft . Vor dem Schöffengerichte stände» !
zwei Weinhändler und ein Wirt wegen SchNapsschiebungcn-Sie hatten aus Heeresbeständen, und zwar aus den Lagern»in Mannheim , Karlsruhe und Stuttgart , Spirituosen erwor¬ben . Für den Liter Schnaps im Werte von 5 M . forderten di«Schieber 29 M . Der Rädelsführer in der Sacke war eintHändler namens Seels aus Berlin , der sich durch Schiebereienein Vermögen von 40 Millionen Mark erwotben haben soll«Das Gericht verurteilte den Weinhändler Leopold Hermannaus Eisenach zu 25 000 M . Geldstrafe und den WeinhändlerFerdinand Stamm zu 3000 M . Geldstrafe. Der Wirt wuro«freigesprochen.

DO . Weinheim , 24. Oft . In einer hiesigen Weinhandlungwurden 7 Zentner Rohzucker beschlagnahmt . — In einer»
Warenhause waren Wäsche, und Kleidungsstücke im Werte vor¬über 10 000 M . gestohlen worden. Die Diebe konnten verhaftetwerden . Ein großer Teil der Beute wurde wieder ausge»,funden . -

DO . Heidelberg, 24 . Okt. Ein junger Mann aus Oggersheim»wurde hier verhaftet . Er hatte Spißenwurett im Werte vo»100 000 M. nach Oggersheim geschmuggelt .
8O . Ofsenburg , 24. Ok«. Die Strafkammer verurteilte de»Kaufmann Karl Albert Fritz aus Bühlertal wegen Vergehe» ,gegen die Tabakverordnung vom 10. Oktober 1916, Wege»Preistreiberei und schwerer Urkundenfälschung zu Geldstrafe»von 5000 M . nnd 10 000 M. und zu einer Woche Gefängnis ^den Gastwirt August Dchöpflin aus Bahlingen wegen schwere - ,

Urkundenfälschung und Preistreiberei zu 10 Monaten Gefäng¬nis nnd 5000 M . Geldstrafe, den Zigarrenfabrikanten Ott »,Wurth aus Ichenheim wegen Preistreiberei zu 4 Monaten Ge¬
fängnis und 10 000 M . Geldstrafe, den Kellner Karl Schmidtaus Schöneich wegen schwerer Urkundenfälschung, Betrugs «Arrestbrucks und Vergehen gegen die Tabakverordnung zu die«Monaten Gefängnis , den Kellner Karl Christian Wart auUEnzklösterle wegen Vergehens gegen die Tabakverordnung und
Arrestbruchs zu zwei Monaten Gefängnis . Der beschlagnahmt«»Tabak wurde eingezogen.

Kurze Mackricbten aus Kaden.
* Eisenbahnunfall . Gestern morgen nach 6 Uhr hat devPersonenzug 3013 von Graben -Neudorf nach Mannheim i»

Neulutzheim infolge dichten Nebels das Halt zeigende Einsa ' r.
signal überfahren und ist mit dem von dem Gleis 3 ausfa ^renden Gefangenenzug 41 zusammengestotzen . Der Packwagendes Zuges 3013 wurde ans den nachfolgenden Personenwagenhinaufgeschoben. Dabei erlitt der Zugführer Münz voqMannheim eine Futzverletzung. Reisende sind nicht zu Schatzden gekonrmen. Betriebsstörungen traten nicht ein.

DO . Mannheim , 24 . Ott . Die im Entwurf einer Reicks»,verordnung über Gewährung einer Winterbeihilfe als berech -ttgt bezeichneten Erwerbslosen erhalten nach einem Beschlüsse desStadtrals auf die ihnen zu gewährende Winterbeihilse einen,Vorschuß, und zwar die Verheirateten in der Höhe von 150 M -,die Ledigen in der Höhe von 100 M.
3O . Heidelberg, 24 . Okt. Als Lebcnsmittelrücklagr beab¬sichtigt die Stadtgemeinde 50000 Kilo Fett , 60 000 Kilo ReiSund 30000 Kilo Hülsenfrüchte zu bestellen . Außerdem soll!kondensierte Milch beschafft werden.
SO . Psozheim , 25. Okt. Die Stadtgemeinde Pforzheim hat!für 90 000 M . das Gasthaus zur Sonne in Neuenweg beiSchönau gekauft , um dort ein Genesungsheim für bedürftige,oder minderbemittelte kränkliche Personen der Stadtgemeind «einzurichten .

Nus der Landeshauptstadt .
Landestheater . 2. Gastspiel Lorentz -Höllischer .

Ihrem Gastspiel als Leonore im „ Fidelio" ließ Frau Lo .rentz - Höllischer gestern ein solches als Isolde folgen.Auch dieser Abend bedeutete für die ausgezeichnete Künstlerin»einen Sieg auf der ganzen Linie. Ihr Spiel war glänzend
«mfgebaut , großzügig, von starkem Stilgefühl getragen . ES
erschöpfte die ganze komplizierte Skala von Empfindungen ,die das Gefühlsleben dieser packendsten unter den WagnersckeriFrauengestalten beherrschen : Racheverlangen, Haß und Hohn,Liebestrunkenheit und Todessehnsucht , mit all ihren zahllosenZwischenstufen. Was ihrer Darbietung besonderen Wert verlieh,war der stete Untertan der Weiblichkeit und der keinen Augen¬blick völlig erlöschenden Liebe zu Tristan . Es ist kaum auzu .nehmen , daß die Künstlerin heute schon alles gibt , was siezu geben imstande wäre . Manches an ihrem Spiel wirdVielleicht später noch tiefer durchdacht , durchgeistigter , feinerdetailliert erscheinen. Aber als Ganzes .und Anfang genom¬men ist schon ihre gestrige Isolde als hervorragende darstelle¬rische Leistung einzuschätzen . In gesanglicher Hinsicht bestätigt«das gestrige Gastspiel die Eindrücke des voraufgegangenen.Das große, mit außerordentlichem Fleiß geschulte , ir» allen
Lagen und Übergängen ausgeglichene, im duftigen Pianissim «
Wie im leidenschaftlichen Fortissimo rund und voll klingend«
Organ wurde auch den gewaltigen Anforderungen dieser
schwierigen Partie gerecht . Auf »Einzelheiten einzugehen er.
ubrigt sich nach dem bisher Gesagten. Die Künstlerin wurd«
auch gestern mit stürmischem Beifall gefeiert. Der Tristanl
Herrw Schöffels war auch diesmal, trotz einigen Zeichen»
vorübergehender Ermüdung , eine künstlerisch abgerundete Lei¬
stung . Frau Petzl -Demmer leidet offenbar noch zu sehrunter den Nachwirkungen ihrer Krankheit, um Rollen wie devBrangäne gerecht werden zu können , »sie gab sich sichtlich er¬
denklichste Mühe , vermochte aber weder die nötige physisch«
Kraft noch die erforderliche musikalische Sicherheit auszubrin¬
gen. Das Orchester spielte unter Operndirektor Corto .
Iezis mit blickendem Ton und ausdrucksvoller Nuancierun »die allerdings noch einige kleine Tempobeschileunigungen ver¬
tragen hätten . E . R.

Betriebseinftellung der Straßen - und Lokalbahn . Wege»
Strom - und Kohlenmangel mutz am kommenden Sonntag ,den 26. Oktober 1919 der gesamte Straßen - und Lokalbahn.
Verkehr ruhen .

* Die Einwohnerwehr Karlsruhe beruft ihre Mitglieder zueinem Appell am Montag zusammen. (Näheres siehe im An.
zeiqenteil .)



SmtUcbe Lekanntmscbungen .
Verordnung .

« artoffe lversor»««g betr.
In § 11 Absatz 3 unserer Beiordnung obigen Be¬

treff » vom 11 . September 1919 (Gesetze»- und Verord¬
nungsblatt Seite 473 ) ist in Zeile 3 statt » 18. Oktober
1919- zu setzen : . 31 . Oktober 1919"

, in Zeile 4 statt
^ 1. Oktober 1919 ' . IS. November 1919",

Karlsruhe , den IS. Oktober 1919,
Ministerium des Innern ,

gez. Remmele .

Höchstpreise für « artostel« betr.
Ziffer I und II unserer Bekanntmachung obigen Be-

treffs vom 11 . September 191« (Staatsanzeiger Nr. 314
dom 13. September 1919) erhalten folgende Fassung :

I . Der Preis für den Zentner Kartoffel betragt beim
Lexkauf durch den Erzeuger 7L0 . Für Kartoffeln , die
vor dem 1L. November 1919 gemäß § 2 unserer Ver¬
ordnung vom 11 . September 1919, Kartoffelversorgung
betr . (Gesetzes - und Verordnungsblatt S . 472 ) der ba¬
dischen Kartoffelversorgung oder dem Kommunalver -
dand »ur Deckung de» eigenen Bedarf » zur Verfügung
gestellt find, wird aus der badischen Staatskaffe ein
Liefern «,Sznschlag von Ich« M. für de« Zentner ge¬
stählt. Diese Preise schließen die Kosten der Anfuhr
zur Verladestelle des Versandortes sowie de» Einladens
in den Eisenbahnwagen oder das Schiff ein.

H . Der Preis für den Zentner Kartoffel wird in den
Fällen , in denen der Erzeuger unmittelbar an den
Verbraucher liefert , wie folgt festgesetzt :

a) abAcker oder Keller auf höchstens 8,78 M .,
d) frei Verladestelle des Versandorte » einschließlich

der Kosten des Einladens daselbst auf höchsten»
9 M .,

c) bei Lieferung vor das Hau » de» Verbrauches auf
Ochsten» 19 M.

Karlsruhe , den 1k. Oktober 1919 .
Ministerium de» Innern .

Remmele . —

Vorstehende Verordnung und Bekanntmachung brin¬
gen wir zur öffentlichen Kenntnis und bemerken, baß
nach 8 4 Absatz 1 der Verordnung des Ministeriums
des Innern vom 11. September 1919 als Speisekartof .
fein nur gute, gesunde Kartoffeln von mindestens
3,73 cm Größe gelten.

Karlsruhe , den 22. Oktober 1919 .
Bezirksamt . O .Z .280 .

Die polizeiliche Meldestelle betr.
Wegen Reinigung der Diensträume bleiben die po¬

lizeiliche Meldestelle, das Paß - und Fundbureau am
Freitag , den 31. Oktober 1919

geschlossen . O .66S
Karlsruhe , den 21 . Oktober 1919 .

Bezirksamt . — Polizeidirektion. O .Z.27S.

Bekanntmachung
Einstellung des Kraftwagen-

Verkehrs an Tonn- «nd Feier¬
tagen betr.

Born 26 . Oktober 1919 ab ist bis auf Weitckws an
Sonn - und Feiertagen der Verkehr mit Kraftfahrzeu¬
gen verboten, soweit er nicht ausschließlich im öffent¬
lichen Interesse stattfindet oder es sich um Fahrten
(handelt, die bei Brand - oder Unglücksfällen sowie zur
verbeischaffung ärztlicher Hilfe erforderlich sind. Kraft -
Igbrzeuge , bei denen diese Voraussetzungen nicht Vor¬
zügen , werden beschlagnahmt. O .667

-> Karlsruhe , den 22. Oktober 1919 .
' Bezirksamt . — Polizeidirektion . O .Z .281

Karlsruhe .
Wir beehren uns hiermit , die Herren Aktionäre un¬

serer Gesellschaft zu der am
Mi .sch. den SS. MeniSer ISIS , vormittags IIUhr.
4m Gesellschaftssaal der Brauerei in Karlsruhe statt»

findenden
23. ordentlichen Eeneraloersammlnng

pinzuladen . H^ li
Tagesordnung :

1. Bericht des Vorstandes über das Geschäftsjahr
1918/19 und Vorlage der Bilanz .
8 richt des Aufsichtsrates und Antrag auf Ge¬
nehmigung des Rechnungsabschlusses, sowie auf
Verwendung des Erträgnisses .

3. Antrag auf Entlastung des Vorstandes und deS
Aufsichtsrates.

4. Zuwahl zum Auffichtsrat.5. Änderung des 2. Absatzes deS 8 2, und deS letz-ten Absatzes des 8 18 der Statuten .
Aktionäre , welche an der Versammlung teilnehmenwollen , haben ihre Aktien, oder eine mit den Nummern

ster Aktien versehene Bescheinigung über die auf Grund
»er Bestimmungen des § 265 deS R .GLS. erfolgte Hin¬
terlegung der Aktien bei einem Notar , spätestens bis
Montag den 24. November 1919 bei der Gesellschaft»,
ßaffe,

bei der Rheinischen Kreditbank, Filiale Karlsruhe ,bei der Süddeutschen DiSkonto-Gesellschast , Filiale
Karlsruhe ,

bei der Süddeutsche« Diskonto-Gesellschaft Dran«,
heim,

bei dem BankgeschäftE . Ladenbnrg , Frankfnrt a. M.
st« hinterlegen .

Karlsruhe , den 25. Oktober 1919.
Unionbrauerei -Aktiengesellschast .
Der Vorstand : I . A. Kunze .

0 Mr iMlislMMteBezGW 0
sWMMMInMlIlIs
G wenn auch ohne Gebläse s Sofort . Offert , an Gdie Exped. d- Karlsruher Zeitung unter H.106 .

Bekanntmachung .
DK PrellMMdkitsAMjjtslotterk betreffend.

Die Ziehung der S . Klaffe der 14 . Preußisch-Süd¬
deutschen (240. Preußischen) Klaffenlotterie wird nach
planmäßiger Bestimmung am 6. November p. IS .
beginnen. H112

Die planmäßige Erneuerung der Lose der 5. Klaffe
hat bis spätestens Freitag , de« St . Oktober ds . Js .,
abends 6 Uhr bei den zuständigen badischen Lotterie¬
einnehmern zu erfolgen, die auch Kauflose abgeben.

Karlsruhe , den 25 . Oktober 1919 .
Badische LandeShauptkaffe als LandeSbehbrd«

für di« staatliche Klastenlotterie.

W ziMMlte WegszesWM.
In letzter Zeit werden ErstattunySanträge ehemali¬

ger Kriegsgefangener oft nicht bei der hierfür zustän¬
digen Stelle und in der richtigen Form angebracht.
Dieses hat eine wesentliche Verzögerung in ihrer Er¬
ledigung zur Folge. H110

Zur Aufklärung der Heimkehrer gilt folgendes :
1. Erhalte ich Ersatz für Verluste »nd Beschädigungen

an persönlichem Eigentum ?
Eine Schadenersatzpflichtdes Reichs - (Militär -) FiSkuS

besteht nicht . Be, unverschuldete« Verlust selbstbezahl¬
ter notwendiger Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke
und solcher Gegenstände des täglichen Gebrauchs , die
beim Übertritt in das bürgerliche Leben unbedingt er»
forderlich find, kann eine Beihilfe bewilligt werden
(8 ML Kriegsbesoldungsvorschrtft und Armeeverord-
nungSblatt 1918, Seite 361 und 1919, Seite 191/2) .

Heeresangehörige , die bei der Gefangennahme be¬
raubt worden sind , können auf Antrag Entschädigung
für ihnen abgenommene Gegenstände persönlichen Ei¬
gentums erhalten , sofern diese für den Gebrauch im
Felde notwendig waren . Ausgenommen sind Schmuck¬
gegenstände, Lebens- und Genußmittel . Für wegge¬
nommene Trauringe können als Ersatz eiserne Ringe
in künstlerischer Ausführung gewährt werden. Gewalt '
sam geraubte Barbeträge sind im gewissen Umfange er .
stattungsfähig . Anträge sind im Durchgangslager oder
Lazarett zu stellen, und nur , fall» sie dort nicht aus¬
genommen werden können, von Entlassenen an da»
Bezirkskommando (Bezirksfeldwebel) , von aktiven Hee-
reSangehörigen an ihren Truppenteil zu richten. Je¬
denfalls , aber dürfen die Ansprüche nur einmal mrd
nur bei einer Stelle angemeldet werden.
2. Wie und wo mache ich alle sonstigen Ansprüche und

Beschwerden geltend?
Die sonstigen Anträge auf Bewilligung von Forde¬

rungen und Ansprüche, sowie alle Beschwerden sind nach
der Entlassung bei der nächststehenden militärischen
Dienststelle (Lazarett , Bezirkskommando, Truppenteil )
unmittelbar vorzulegen . Es liegt im Interesse der
Heimkehrenden, ihre Gesuche , die verschiedene An-
sprüche betreffen , getrennt voneinander in besonderen
Eingaben einzureichen, da auf diese Weise eine schnei-
lere Erledigung ermöglicht wird .

Alle Anträge müssen zur Vermeidung von Rückfragen
und dadurch entstehender Verzögerung enthalten :

a ) Vor- und Zunamen , Dienstgrad , Geburtstag , Ge.
burtsort und Heimatadrefle des Antragsteller » ;

b ) Truppenteil bei der Gefangennahme ,
c) Tag und Ort der Gefangennahme ,
ck) Ort der Internierung ,
e) Nummer des Entlassungsscheines,
k) Aufstellung der einzelnen Schäden (Wert der Ge¬

genstände, Art der Aufwendungen usw.) sowie
eine kurze Darstellung des Sachverhalts , wie der
Schaden entstanden ist.

3. Wo erhalte ich Auskunft über alle wettere « Frage « ?
Die Heimkehrenden erhalten Auskunft und Rat
a ) vor der Entlassung :
1. im Durchgangslager bezw. Lazarett ,
2. beim' Truppenteil bezw . dessen Rumpfformationen ,3. bei jedem Bezirkskommando,
4. bei jedem Bezirksfeldwebel,
8. bei der Heimkehrabteilung des Generalkomman .

dos (Abwicklungsamtes),
6 . in finanziellen Fragen bei der Wechselstube deS

Durchgangslagers ,
7 . Offiziere , Militäranwärter und Kapitulanten be¬

züglich ihrer Zivilversorgung bei den Versor¬
gungsämtern , wo Beratungsstellen für Zivilver¬
sorgung eingerichtet sind. Diese Stellen stehen in
enger Verbindung mit der AuskunftSstelle für
Zivilversorgung im Kriegsministerium , mit der
Abteilung für ausscheidende Militärpersonen bei
der Reichszentrale der Arbeitsnachweise (Ber¬
lin , Kurfürstenstratze 75 ), dem' ReiqsarbeitSnach .
weis für Offiziere , E . V. (vormal »» Deutscher
Hilfsbund für kriegsbeschädigte Offiziere ), Ber¬
lin VV 9, Potsdamerstraße 21 I , dem Bunde deut¬
scher Militäranwärter (Berlin -Lichterfelde, Eli¬
sabethstraße 5) und dem Reichsverband deutscher
Unteroffiziere , Berlin IV 11, Hafenplatz 9 H , und
dessen örtlichen Bereinigungen .

Diese Dienststellen haben alle mündlichen und schrift.
lichen Eingaben ehemaliger Kriegsgefangener jn Emp »
fang zu nehmen und an die zustärchigenStellen weiter¬
zuleiten . Dem Antragsteller ist von der Wettergabe
und vom Stande der Angelegenheit in geeigneter Weise
Kenntnis zu geben.

d) nach der Entlassung :
1. bei der «Kriegsgefangenenheimkehr " .

Die Kriegsgesangenenheimkehr ist in der Lage,
über aste Fragen des täglich« , Leben» Auskunft
zu geben, sie vermittelt auch Arbeitsstellen und
unterstützt die Heimkehrenden bei der Aufnahme
des Berufslebens . Jn der Durchführung ihrer
Aufgaben wird sie von allen in Betracht kommen,
den amtlichen und privaten Stellen weitgehend
unterstützt, und jeder Heimkehrende hat daher die
Gewähr , daß für ihn alles getan wird, was ir¬
gend geschehen kann, wenn' er sich an die «KriegS-
gefangenenheimkehr" wendet;

2. bei dem für den Wohnsitz zuständigen Bezirks¬
kommando (Bezirksfeldwebel).

Bbwicklungsamt des ft . XIV . A.-A., Abt. I c.
A . B . : Kirch , Major .

Wir kaufen laufend von Herrenkleiderfabriken und

WLneue TuchleistenML "!
tum zur eigenen Fabrikation und bitten um Angebote.
Engelhardt » Nillpopp . Breitenbach (Eichsfeld)

bieten sich für Kriegsbeschädigte , Bauern ,
Gewerbetreibende, Land- und
Industriearbeiter usw . durch die

MW MliiW- «Ni» MMn! S. «I. b. K.
z«chnt« M ükllükllp MMch M

Gemeinnütziges, vom Staate, landw . Kör¬
perschaften, Städten u . Kreisen begründet .

Siedlungs - Unternehmen
SIMllWbmM MM MI

vo/77 2 -4 . L/ .

»AL - „AAL,

kttlIi8cde8 l.Mäe 8ldeLter
Lonntag , den 28. Oktober 1919

QLctun. 2*/, Ilbr
(60- 2.50 LIK.)

ffmlliie
abends 7 Obr
(OroLs kreise )

! M ! lnkM -IlMerte
IWMM hi SslI. jMMIM

unter der Oeitung von p> ikn Vantolnni » .

^ I . Konreil im i.am!k8tlisa1ki' ^
LS . oirlobor , sbenckn ,S Uftn .

Lerenade kür 13 Blasinstrumente in L-clur von Rorsrt ,
Neunte Linkonie von Ssotkorsa . — Loli : Rsriv von
llrnst . Rar !» Pstrl - Oemmer , Rax Sllttner, Varl 8 «>ösl.
TingÄior ösr l.anäestl>eatsrs , Saokvsroin und eingelad -

Hainen und Herren .
Kleina Preise . ---- - - Parkett 4.80 R. us« .

' Appell.
Montag , den 27. Oktober, Uhr nachm. , im
Hof deS Kadettenhauses , Moltkestr., 4. (Westend ) Komp-
Montag , de» 27. Oktober , 6 Uhr nachm., Turn¬

halle, Schule Mühlburg , 4. Komp., Zug Peitgen .
Dienstag , de« 2». Oktober , v Uhr abends, im
Saal III Colosseum , Bierabend der 3. und b . Komp.
(Südabschnitt ) . Hierzu find auch Mitglieder anderer

Kompagnien willkommen. H10S

' "
1

I für Inner« Krankheiten «nd Nervenleiden
^ Prospekte Das ganze Jahr geöffnet,
r o, -. « . Würz. - vn. I . » aner . r

Knrgermeister-SteUr.
Die Bürgermeisterstelle der Stadt - rmeinde Hocken-

hrim (8000 Einwohner ) soll auf 1. Januar 1920 durch
einen H.109

Kernfsbürgermeistrr
besetzt werden.

Zur Amtsführung geeignete, im Gemeindeverwal¬
tungsdienst erfahrene Herren wollen Bewerbungen mit
ausführlichem Lebenslauf und unter Angabe der Ge¬
haltsansprüche , sowie der sonstigen Anstellungsbedin¬
gungen unter Anschluß von Zeugnissen mit der Auf¬
schrift Bürgermeisterstelle bis spÄestenS 5. Nevrmber
d». I ». bei uns einreichen.

Hockenheim , den 23 . Oftober 1919.
Gemeinderat :

Klee . Lang.

WWbWhilse
18 Jahre alt , seither bei
einer Landgemeinde tätig ,
im Grundbuchwestti und
- er Verwaltung durchaus
erfahren , flottier Maschi¬

nenschreiber, sucht geeig¬
nete Stellung in einer
Stadt - oder größeren Land¬
gemeinde. Prima Zeugnis
steht zur Verfügung . Of¬
ferten sind unter H .108 an
die «Karlsruher Zeitung -
erbeten.

Istin
Is Msfül » >l» il

p«i» Li»n «i»in » x. 7S.—
XiiüMedö Kkdi88S

per 2abn M» . 2 .—

Nürnberg , kosental 21 .
lei . 6058. Zusendungen
per Nnobnatune erbeten .

Twostep, Boston, Hiawatha ,
Contre , Quadrille , Walzer
und alle alten und neuen
Tänze lehrt das

Rene Tanzlehrbnch
mit viele« Abbildungen M.
4L9 . Klavieralbum mod.
Tänze 12.10. Guter Ton und
feine Sitte . Geschenkwerk
6.25 . Die Gabe der ge¬
wandten Unterhaltung 3 .20.
Taschenbuchdesallgemeinen
Wissens 4 .40. Bekämpfung
der Schüchternheit 3 .35 . Die
Kunst des Gefallens 6.40.
Liebesbriefsteller3 .20. Mod.
Weg zur Ehe 3 .35 . Jede
Dame ihre Friseurin 3 .10.
Traumbuch 2.65 . Klavier¬
schule 7 .40. Bioli nschule 6.50.
Schönschreibschule4.40 . Pri¬
vat. u . Geschäftsbriefsteller
6. Rechtschreibung Duden
7 .15 . Aufsatzschule 6 .60.
Fremdwöterbuch 6 .60. Rich¬
tig Deutsch 6.60 . Mir oder
mich 2 . Englisch6.60- Fran¬
zösisch6.60 . Italienisch 6.60.
Böhmisch 6.60 . Ungarisch
6 .60 . Polnisch 6.60 . Russisch
66 >. Spanisch 6 .60. Buch¬
führung 6 .60. Handels -
korrespondenz 6.60 . Han¬
delslehre5 .50 . Kontorpraxis
6.60 . Bankwesen 6.60.
Rechtsformularbuch 6 .60.
BürgerlichesGesetzbuchO60.
Reklamelehrbuch6.60.Hand .
buch für Kaufleute 16 . 6000
Chem - technisch. Rezepte zu
Handelsartikeln16 -Schlipf 'S
preisgekröntes Lehrbuchder
Landwirtschaft 13 .35 . Bött-
nerS Gartenbuch für An.
fänger 11 . Gegen Nachn.
«.Schwor»S- « o.. » ertt«
T . 14 » Annenstr - 24.

Kad . « Ster -, Kak
Tierlarif .

Mit Wirkung vom 1. No¬
vember find bei unseren
Stationen auf schweizeri¬
schem Gebiet die Frachten ,
Nachnahmen und Rckben«
gebühren nur in Franken¬
währung zu begleichen.
Näheres in unserem La -
rifanzeiger . O -664

Karlsruhe , 22. Oft . 1919.
Generaldirektto « der vod «

Staatseisenbahnen .

!
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